
Bundessozialgericht

Im Namen
12 RK 75/81

des Volkes

Urteil

in dem Rei

Kläger und

g e g e n

:htsstreit

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 12. Senat des Bundessozialgeri

198“ ohne mündliche Verhandlung

für Recht erkannt:

chts hat am 9. Oktober

Die Sprungrevision des Klägers gegen das Urteil des

Sozialgerichts Düsseldorf vom 25.

gewiesen.

Juni 1981 wird zurück-

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens sind

nicht zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten da

krankenkasse (AOK) den
Kläé

von Krankenversicherungsbei

zur Finanzierung von medizi

schaftsabbrüchen verwendet

Der Kläger ist Rechtsanwalt.

Monate August und Septembeä

Kanzlei ein. Darin gab er
d

versicherung mit 141,9ü DM,

an. Hiervon zog er rund 20

Betrag (1ü,18 DM monatlich“

nein. Im übrigen überwies er

gründete den Einbehalt dami

der Finanzierung von Abtrei

\
»nicht in den Aufgabenbereic

die lediglich Krankhe :
rung,

tragen habe. Die Beklagte w

nSchreiben vom 13. Septembe1

haltenen Beiträge nachzuzah

als Widerspruch "gegen die

August und September 1979"

bescheid vom 12. November 1

n d e

rum, ob die beklagte Allgemeine Orts-

er zur Zahlung von Arbeitgeberanteilen

trägen heranziehen darf, soweit Mittel

nisch nicht indizierten Schwanger—

werden.

Er reichte der Beklagten für die

1979 Beitragsnachweisungen für seine

en monatlichen Beitrag zur Kranken-

den Arbeitgeberanteil mit 70,97 DM

% ab und zahlte den entsprechenden

auf ein Sonderkonto bei einer Bank

Er be-die Beiträge an die Beklagte.

t, daß er nicht gewillt sei, sich an

bungen zu beteiligen. Diese fielen

h der gesetzlichen Krankenversiche-

its- und Heilbehandlungskosten zu

idersprach dieser Auffassung im

1979 und bat den Kläger, die einbe-

len. Seine Weigerung sah die Beklagte

Beitragsnachweisungen der Monate

an und wies ihn zurück (Widerspruchs—

979).
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Der Kläger hat Klage vor dem Sozialgeric

ben und zunächst den Antrag angekündigt,

Widerspruchsbescheides festzustellen, da

zur Beitragszahlung für die Finanzierung

brüchen heranziehen dürfe. In der mündli

lediglich die Feststellung beantragt. Da

lungsklage durch Urteil vom 25. Juni 198

wiesen; im übrigen sei sie auch unbegrün

Gegen das Urteil richtet sich die vom SG

sion des Klägers. Er hält die Feststellu

begründet, weil er nicht verpflichtet se

abbrüche bei nicht medizinischer Indikat

Nach Art 2 Abs 1 des Fünften Gesetzes zu

1974 (BGBl I, 12(5. StrRG) vom 18. Juni

pflichtet, an einem Schwangerschaftsabbr1

sei unter bestimmten Voraussetzungen led

aber rechtswidrig. Sofern er nicht aus m

folge, liege er außerhalb der von der Kr

zunehmenden Aufgabe, Krankheiten zu verh

lein zu einem derartigen Zweck von geste

interesse dürften Krankenkassen als öffe

Zwangskörperschaften überhaupt errichtet

werde seine Glaubens— und Gewissensfreih

Handlungen mitfinanzieren müsse, die nac

ht (SG) Düsseldorf erho-

unter Aufhebung des

B die Beklagte ihn nicht

von Schwangerschaftsab—

chen Verhandlung hat er

5 SG hat die Feststel—

1 als unzulässig abge—

det.

zugelassene Sprungrevi-

1gsklage für zulässig und

i, Schwangerschafts-

[on mitzufinanzieren.

" Reform des Strafrechts

97) sei niemand ver—

1ch mitzuwirken. Dieser

iglich straffrei, bleibe
edizinischen Gründen er-
$nkenversicherung

wahr—

üten und zu heilen. Al—

igertem Gemeinwohl-

mtlich-rechtliche

werden. Schließlich

éit verletzt, wenn er

h seiner religiösen

Überzeugung Tötung von Menschenleben sei €!l'l .
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Der Kläger beantragt,

unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts

Düsseldorf vom 25. Juni

die Beklagte ihn nicht

Finanzierung von Schwabgerschaftsabbrüchen

medizinischer Indikati

hilfsweise,

die Beklagte zu verurt

medizinischer Indikati

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuw

Sie macht geltend: Sie erb

lich durch die Beiträge au

sie gesetzlich verpflichte

S 200f Reichsversicherungs

lichen Krankenversicherung

Gewähr bestehe, daß die Ei

und Beratung durch qualifi

pfuscher" mit gesundheitss

Da die beanstandete Regeln

Beklagte) als Krankenkasse

Die Beteiligten haben sich

Verhandlung einverstanden

t sei.

ng bis heute gelte,

1981 festzustellen, daß

zur Beitragszahlung für die

bei nicht—

an heranziehen darf,

nicht—eilen, Zahlungen bei

on zu unterlassen.

eisen.

ringe mit den Mitteln, die hauptsäch-

fgebracht würden, Leistungen, zu denen

Dazu gehörten auch die nach

ordnung (RVG). Sie seien der gesetz-

übertragen worden, weil nur so die

ngriffe nach umfassender Begutachtung

zierte Ärzte und nicht durch "Kur-

chädigenden Folgen vorgenommen würden.

sehe sie (die

keine Veranlassung, davon abzuweichen.

mit einer Entscheidung ohne mündliche

erklärt (% 124 Abs 2 Sozialgerichtsge—
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setz —SGG—).

II

Die Revision des Klägers ist unbegründet

stellung ist - entgegen der Ansicht des

der Sache hat sie aber keinen Erfolg.

Nach % 55 Abs 1 Nr 1 SGG kann mit der Kl

Bestehens oder Nichtbestehens eines Rech

werden, wenn der Kläger ein berechtigtes

gen Feststellung hat. Unter diese Vorsch1

Abs 2 SGG auch die Feststellung, in welcl

berechnen sind. Eine derartige Festste111

hier. Er steht zu der Beklagten in einem

Rechtsverhältnis, weil er als
Arbeitgebeä

{

l
nicht verpflichtet war, Arbeitgeberantei]

beiträge abzuführen hat. Dazu will er fe

entrichten, soweit davon Ausgaben für dié

schaftsabbrüche bestritten werden. Er unt

damit ein konkretes, nach $ 55 Abs 2 SGG

stellung fähiges Beitragsrechtsverhältnis

lediglich eine abstrakte Rechtsfrage. Das

deutlich, daß er, obwohl er im Prozeß nur

Rechtsverhältnisses als solchen betreibt,

SG — zwar zulässig;

. Die Klage auf Fest—

in

age die Feststellung des

tsverhältnisses begehrt

Interesse an der baldi—

rift fällt gemäß S 55

1em Umfang Beiträge zu

zng begehrt der Kläger

öffentlich-rechtlichen

" Krankenversicherungs-

Ltgestellt
wissen, daß er

e von den Beiträgen zu

3 genannten Schwanger—

erbreitet dem Gericht

der selbständigen Fest—

zur Entscheidung, nicht

wird insbesondere daran

die Klärung des

gleichzeitig eigen—

mächtig Beiträge einbehält. Darin, daß die Klage mit dem im Re-

visionsverfahren gestellten Hauptantrag ein Rechtsverhältnis
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zwischen dem Kläger und der Beklagten,

Rechtsstreits, betrifft, li

den Beteiligten des

egt ein wesentlicher Unterschied zu

dem durch Beschluß des Buncesverfassungsgerichts (BVerfG) vom

18. April 198” (1 BVL ü3/8‘
, BVerfGE 67, 26) abgeschlossenen

Verfahren. Dort hat das BVerfG die Klage einer Versicherten als

unzulässig angesehen, mit (

untersagen lassen wollen, <

medizinisch indizierten 801

gewähren. Jene Klage betra1

Rechtsstreit - ein Rechtsv

nicht beteiligt war ("Popu

Der Kläger hat auch ein be

Feststellung, weil die Bek

geberanteil an den Beiträg

anteil, wie der Kläger mei

wird, ist nicht mehr eine

Begründetheit der Klage.

Der Zulässigkeit der Fests

sätzliche Subsidiarität ge

klagen, hier der Aufhebung

der Klagearten ist zwar im

nungen (% A3 Abs 2 Verwalt

Finanzgerichtsordnung -FGO

indes gleichwohl anerkannt

Feststellungsklage BSGE “6

er diese ihrer Krankenkasse hatte

anderen Kassenmitgliedern bei nicht

1wangerschaftsabbrüchen Leistungen zu

° — im Gegensatz zum vorliegenden

arhältnis, an dem die Klägerin selbst

larklage", BVerfGE aaO S 36).

rechtigtes Interesse an der baldigen

lagte, wenn er obsiegt, den Arbeit—

en ermäßigen muß. Ob der Arbeitgeber-

ht, teilweise rechtswidrig erhoben

Frage der Zulässigkeit, sondern der

tellungsklage steht hier ihre grund-

genüber Gestaltungs- und Leistungs-

sklage, nicht entgegen. Diese Rangfolge

Gegensatz zu anderen Verfahrensord-

ungsgerichtsordnung -VwGO—‚ % 41 Abs 2

—) im SGG nicht ausdrücklich geregelt,

(zum Verhältnis von Aufhebungs- zu

81, 84; vgl auch BSGE 43, 1M8,’

150/151).

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Ein streitig gewordenes öffentlich—recht

grundsätzlich zunächst in einem Verwaltu

waltungsakt zu regeln. Erst danach steht

offen. Deshalb ist in der Regel eine Fes

vorangegangenes Verwaltungsverfahren unz

gilt jedoch, wenn nach Durchführung eine

die Feststellungsklage im Vergleich zur

fassendere Klärung des Rechtsverhältniss

sogar nur noch die mit der Aufhebungskla

lungsklage eine Entscheidung in der Sache

143; offen gelassen in BSGE 46, 81, 8“; \

tungsgericht -BVerwG— Buchholz 310 S 43 1

hier. Ein Verwaltungsverfahren, das nach

schreiten des Rechtsweges regelmäßig vore

gefunden. Das Beitragsrechtsverhältnis ka

stellungsklage in weitergehendem Umfang @

im Rahmen der Aufhebungsklage hätte gesch

nur auf die Monate August und September 1

hier über die Aufhebungsklage vom SG nich

sie deshalb auch nicht Gegenstand des Rev

liegt ein Unterschied zu dem vom 8. Senat

richts (BSG) durch Urteil vom 25. April 1

(SozR 1500 5 55 Nr 23) entschiedenen Fall

? zuläßt (BSGE 17,

VwGONr 44).

veklärt werden,

liches Verhältnis ist

pgsverfahren durch Ver—

der Weg zu den Gerichten

tstellungsklage ohne

ulässig. Etwas anderes

% Verwaltungsverfahrens

Aufhebungsklage eine um—

as ermöglicht oder wenn

ge verbundene Feststel-

136,

1gl auch Bundesverwal-

So liegt es

dem Gesagten dem Be—

1usgehen muß, hat statt—

nn aufgrund der Fest—

als das

eben können, die sich

979 bezog. Darin, daß

t entschieden worden und

isionsverfahrens ist,

des Bundessozialge—

98ü _ 8 RK 30/83 _

, für den eine Fest—

stellungsklage für unzulässig gehalten wqrden ist, wenn das

Rechtsverhältnis, dessen Bestehen festges

genstand einer gleichzeitig anhängigen (n

tellt werden soll, Ge—

ur einen anderen Zeit-

raum betreffenden) Leistungsklage ist.
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Die - somit zulässige — Fes

begründet. Der Kläger war L

als Arbeitgeber entfallende

tstellungsklage des Klägers ist nicht

nd ist nicht berechtigt, den auf ihn

n Anteil an den Beiträgen zu kürzen.

Der Beitrag eines bei eine? AOK versicherten Beschäftigten er—

rechnet sich aus dem Grund

(S 385 Abs 1 Satz 1 RVG);

RVG) ist der Beitragsteil

nur in Betracht, wenn entw

Beitragssatz zu ermäßigen

läßt sich rechtlich begrün

scheidet von vornherein au

Beitragssatzes um den Bruc

ohn und dem Beitragssatz der Kasse

ie Hälfte hiervon (% 381 Abs 1 Satz 1

es Arbeitgebers. Dessen Kürzung käme

der der Grundlohn zu mindern oder der

äre. Weder das eine noch das andere

en. Eine Minderung des Grundlohnes

Aber auch für eine Ermäßigung des

teil, der auf die vom Kläger bean-

standeten Leistungen der B klagten für medizinisch nicht indi—

zierte Schwangerschaftsabb

Soweit der Umfang der Beit

Höhe des anzuwendenden Bei

im Streitfall die Rechtmäß

rüche entfällt,

tragssatzes abhängt,

ist kein Raum.

ragspflicht eines Arbeitgebers von der

haben die Gerichte

igkeit des Beitragssatzes mitzuprüfen.

die sich unmittelbar gegen dieUnzulässig ist nur eine Klage,

Festsetzung des Beitragssatzes richtet (abstrakte Normenkontrol-

le). Das trifft für die vom Kläger erhobene Klage nicht zu. An—

dererseits ist auch bei einer gerichtlichen Inzidentprüfung des

Beitragssatzes zu berücksichtigen, daß dieser - als eine gene—

relle, in die Kassensatzurg aufzunehmende Regelung (S 321 Nr 3

RVG) — grundsätzlich für alle Beitragspflichtigen einheitlich

gilt. Eine individuelle, auf einzelne Beitragspflichtige be—

schränkte Ermäßigung des
Beitragssatzes

wäre mit der Gleichbe-
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handlung der Beitragspflichtigen unverei

Kürzung des Beitragssatzes - aus den Grü

wie sie der Kläger begehrt - würde indes

des Beitragsrechts verletzen und eine ge

der Krankenkassen unmöglich machen.

Nach 5 385 Abs 1 Satz 2 RVG (idF des Ges

1979, BGBl I S 2241; ähnlich aber auch 3

vom 15. Dezember 1924, BGBl I S 779) hab

Beitragssätze so festzusetzen, daß die f

Haushaltsjahres erhobenen Beiträge zuzüg

nahmen die im Haushaltsplan vorgesehenen

nbar. Eine allgemeine

nden und in dem Umfange,

sen tragende Grundsätze

ordnete Haushaltsführung

etzes vom 15. Dezember

:hon % 385 Abs 1 RVO idF

en die Krankenkassen die

ür den Zeitraum des

lich der sonstigen Ein-

Ausgaben und die vorge-

.
Mit diesen Vorschrif-schriebene Auffüllung der Rücklage decker

ten hat der Gesetzgeber die Bemessung der Beitragssätze enger mit

der Haushaltsplanung verbinden wollen, indem die Beitragssätze so

festgesetzt werden, daß die Summe der zu erwartenden Beitrags-

einnahmen zuzüglich der sonstigen Einnahmen mit der Summe aller

Verpflichtungen nach dem Haushaltsplan übereinstimmt und für ein

ganzes Haushaltsjahr ausreicht (BT-Drucks 8/3126, S 10 unter

Nr 2, S 13 zu Nr 5 und S 1ü zu Nr 14).

Das Haushalts- und Rechnungswesen der Träger der Sozialversiche—

rung hat schon das Sozialgesetzbuch - Gemeinsame Vorschriften für

die Sozialversicherung — vom 23. Dezember 1976 (SGB IV) näher

geregelt, und zwar im Dritten Titel des Dritten Abschnitts

(%5 67 ff). Danach stellen die Versicherungsträger für jedes Ka-

lenderjahr (Haushaltsjahr) einen Haushaltsplan auf, der alle im

Haushaltsjahr "voraussichtlich zu leistenden" Ausgaben (und vor—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


aussiehtlich benötigten

Vejpflichtungsermächtigungen)

sowie alle

im Haushaltsjahr zu
erwart%nden

Einnahmen enthält (5 67 Abs 1).

Der Haushaltsplan dient
dem

Feststellung der Mittel, die zur Er-

füllung der Aufgaben des V%rsicherungsträgers im Haushaltsjahr

"voraussichtlich erforderlich" sind, er ist die Grundlage für die

Haushalts— und Wirtschaftsführung und stellt sicher, daß insbe-

sondere die gesetzlich vorgeschriebenen Ausgaben rechtzeitig ge—

leistet werden können (% 63 Abs 1). Der Haushalt ist in Einnahme

und Ausgabe auszugleichen; bei der Aufstellung und Ausführung des

Haushaltsplans hat der Versicherungsträger sicherzustellen, daß

er die ihm obliegenden Aufgaben unter Berücksichtigung der

Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit erfüllen kann

(5 69 Abs 1 und 2).

Aufgrund dieser Vorschriften sind die Krankenkassen verpflichtet,

die zur Erfüllung ihrer
A#fgaben,

namentlich zur Bestreitung der

vorgeschriebenen Leistungen erforderlichen Finanzmittel im Haus-

der Leistungen (und der s nstigen Ausgaben) durch Einnahmen, in

e, zu sorgen und demgemäß den Bei-

haltsplan festzustellen;
jie

haben für eine ausreichende Deckung

erster Linie durch Beitr %
ä

tragssatz festzusetzen. Wie sie dabei im einzelnen verfahren, ist

fassung ihrer Selbstverwa tungsorgange überlassen. Dabei führt

das Hinzutreten neuer Lei tungen nicht notwendig zu einer Er-

höhung, der Fortfall best mmter Leistungen nicht zwangsläufig zu

einer Senkung des Beitrag satzes. Vielmehr kann sich auch unter

n Beitragssatzes durch zu erwartende

der Entscheidung der jewe ligen Krankenkasse und der Beschluß—

Beibehaltung des bisherig

Minder— oder Mehrausgaben‚in anderen Bereichen ein Ausgleich
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_11_

vollziehen oder dieser dadurch herbeigef

zungsmäßige Mehrleistungen verringert bz

lage gemindert oder gestärkt wird. Auch

sie in der vom Gesetz geforderten Weise @

Haushalt aufstellen, nur die Gesamteinnal

gaben zur Deckung. Dadurch treten jedoch

und die Leistungsberechtigten die Ausgabe

stungen nicht in eine rechtliche Beziehur

des Beitragssatzes und damit des Beitrags

den Haushaltsplan (individuelle) Ansprüct

weder begründet noch aufgehoben werden (@

Soweit hiernach die Entscheidung darüber,

Beitragssatz festzusetzen ist, vom Umfang

leistenden" Ausgaben, insbesondere denen

zungsmäßig vorgeschriebene Leistungen, be

einzelne Krankenkasse bei der Schätzung d

Ausgabenvolumens nur von den wirtschaftli

Verhältnissen ausgehen, wie sie im Zeitpu

bei Beginn des Haushaltsjahres, vorliegen

die Frage, welche Leistungen nach Art und

laufenden Haushaltsjahres zu erbringen si

bei der Aufstellung des Haushaltsplans in

zu berücksichtigen, als sie aus der Sicht

bestehenden tatsächlichen und rechtlichen

werden müssen. Ein dementsprechend festge

ührt werden, daß sat—

w erhöht oder die Rück—

aringen die Kassen, wenn

inen ausgeglichenen

1men mit den Gesamtaus-

für die Beitragszahler

n für bestimmte Lei-

g zu bestimmten Teilen

, wie im übrigen durch

e oder Verbindlichkeiten

68 Abs 2 SGB IV).

in welcher Höhe der

der "voraussichtlich zu

für gesetzlich und sat-

einflußt wird, kann die

es voraussichtlichen

phen und rechtlichen

1kt der Schätzung, dh

Das gilt vor allem für

Umfang während des

Hd.

1 Auch sie sind mithin

soweit als Ausgabeposten

der in diesem Zeitpunkt

Verhältnisse gewährt

€
!. ‚etzter Beitragssatz ist

rechtmäßig und bleibt es, unabhängig von

in der Beurteilung der Verhältnisse.

einer späteren Änderung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 2-

Hier hatte deshalb die Bek{agte in der Vergangenheit bei der

Aufstellung ihres Haushalt plans und der Festsetzung des Bei-

tragssatzes von den damals,gegebenen Verhältnissen auszugehen. Zu

den damals voraussehbaren Ausgaben gehörten aber auch die vom

Kläger beanstandeten Leist ngen in Fällen eines medizinisch nicht

indizierten Schwangerschaf sabbruchs. % 200f EVO, der die Kran-

kenkassen zu Leistungen
"b[i

einem nicht rechtswidrigen Abbruch

der Schwangerschaft" verpf ichtet, bezieht sich nach der im

Schrifttum herrschenden Auffassung und der ihr folgenden Verwal—

tungspraxis der Krankenkassen (vgl die Nachweise in BVerfGE 67,

28) auf alle nach % 218a des Strafgesetzbuches nicht strafbaren

Schwangerschaftsabbrüche, mithin auch auf solche, die aus anderen

als medizinischen Gründen erfolgen. Auch die in diesen Fällen zu

gewährenden Versicherungs eistungen mußte die zuständige Kran-

kenkasse somit in das von ihr — durch Beitragseinnahmen zu dek-

kende - Ausgabenvolumen e nbeziehen. Dabei hatte sie nicht zu

prüfen, ob der Gewährung er Leistungen, wie der Kläger meint,

Das Recht, eine gesetzlic e Vorschrift auf ihre Verfassungsmä—

ßigkeit zu prüfen und bei einem negativen Prüfungsergebnis eine

stung zu versagen, mag unter gewissen

verfassungsrechtliche Nor en entgegenstehen.

gesetzlich vorgesehene Le"

Voraussetzungen auch der ur Ausführung des Gesetzes berufenen

der Aufstellung des Haush ltsplans einer Krankenkasse ist indes-

Verwaltungsbehörde
zustehtn

(vgl dazu Kopp, DVBl 1983, 821). Bei

sen für ein solches Prüfu gsrecht kein Raum, wenn nicht das durch

den Haushaltsplan sicherzustellende Gleichgewicht von Einnahmen

und Ausgaben gefährdet werden soll. Solange nicht eine allgemein
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geltende Entscheidung über die Verfassun

stungsvorschrift ergangen ist, muß die K

haltsplanung von den bestehenden gesetzl

und kann nur danach — über den von ihr f

satz — die Höhe ihrer Beitragseinnahmen 1

gswidrigkeit einer Lei-

asse bei ihrer Haus-

ichen Regelungen ausgehen

estzusetzenden Beitrags-

>estimmen. Hiernach hatte

in der Vergangenheit auch die Beklagte den Beitragssatz unter

Berücksichtigung der fraglichen, vom Kläg

gesehenen Leistungen festzusetzen. Der K]

ger als rechtswidrig an-

.äger kann nicht nach—

träglich eine anderweitige Festsetzung (Ermäßigung) des Bei-

tragssatzes verlangen.

An diesem Ergebnis ändert sich nichts, we

Klägers auf Ermäßigung seines Beitragstei

vergangenen Zeitraum,

Auch in diesem Falle kann der Kläger eine

er damit begründet,

nicht indizierten Schwangerschaftsabbruch

gewährt werden dürfen,

Ob solche Leistungen zu gewähren sind, hä

darauf ankäme,

sich um die Auslegung und Anwendung des 5

wenn das BSG die Frage im Sinne des Kläga

verneinen würde,

nicht beteiligten und deswegen an die Ent:

nicht gebundenen Versicherten ihre Leistu■

EVO gegen die Kasse geltend machen und gg1

sondern auch auf di

daß Leistungen im Fal

nicht beanspruchen

in eigener Zuständigkeit z

könnten jedoch die am v01

il das Begehren des

ls nicht nur auf einen

e Zukunft bezogen ist.

Beitragsermäßigung, die

le eines medizinisch

5 den Versicherten nicht

tte das BSG, wenn es

a entscheiden, soweit es

200f RVO handelt. Auch

rs beantworten, also

“liegenden Rechtsstreit

;cheidung des Senats

1gsansprüche nach S 200f

.‚ durchsetzen. Diese

müßte deshalb, um die Ansprüche erfüllen zu können, ausreichende
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Finanzmittel im Haushaltsplan bereitstellen, so daß für eine vom

Kläger begehrte
Beitragser+äßigung

schon deswegen kein Raum wäre.

Soweit die Pflicht der Krankenkassen zur Gewährung der fraglichen

Leistungen von der Verfassungsmäßigkeit der den Leistungen zu—
\

grunde liegenden, vom
Klägkr für verfassungwidrig gehaltenen

Vorschrift abhängt, könnte nur das BVerfG ihre Verfassungswid—

rigkeit feststellen. Ob
eibe

entsprechende Vorlage an das BVerfG

allerdings zulässig wäre, erscheint fraglich. Obwohl die vom

Kläger erhobene Klage nach Ansicht des Senats im sozialgericht—

lichen Verfahren zulässig ist (anders als nach Auffassung des

BVerfG die Klage, die dem bereits erwähnten Beschluß vom

18. April 198M, BVerfGE 6
,

26, zugrunde lag), könnte bezweifelt

werden, ob der Kläger dad roh, daß eine Krankenkasse Dritten be-

stimmte, von ihm beanstan ete Leistungen gewährt, in seiner

Stellung als Beitragszahl r im Rechtssinne betroffen ist, zumal

er als Arbeitgeber nicht inmal Mitglied der Krankenkasse ist

(vgl dazu BVerfGE aaO S
3%

und 36). Selbst wenn aber das BVerfG

im Falle des Klägers

einerorlage,
die das Ziel hätte, die Ver—

fassungsmäßigkeit des % 2F0f RVO für die streitigen Leistungen zu

klären, als zulässig ansehen und wenn es außerdem die Verfas-

sungswidrigkeit der
genanlten

Vorschrift insoweit feststellen

würde, hätte der Kläger d swegen noch keinen Anspruch auf die

begehrte Minderung seines Beitragsteils.

Die Entscheidung des BVerfG wäre zwar — anders als eine Ent-

scheidung des Senats zur Auslegung des % 200f RVO — über den un—

mittelbaren Kreis der Ve fahrensbeteiligten hinaus für alle
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Adressaten der Norm und auch für die Gerichte und Verwaltungsbe-

hörden verbindlich (5 31 Abs 1 des
Gesetzes

über das BVerfG

— BVerfGG); sie hätte sogar Gesetzeskräft (% 31 Abs 2 Satz 1,

S 13 Nr 11 BVerfGG). Sie würde deshalblauch die am vorliegenden

Verfahren nicht beteiligten Krankenkassen von einer Leistungs—

pflicht nach 8 200f RVG in Fällen eine medizinisch nicht indi-

zierten Schwangerschaftsabbruchs freis ellen und umgekehrt ent—

sprechende Leistungsansprüche der Vers cherten ausschließen, was

die Krankenkassen vom Zeitpunkt des Er asses der Entscheidung des

BVerfG an zu berücksichtigen hätten. Auch das hätte jedoch, wie

dargelegt, nicht notwendig eine Senkung des Beitragssatzes zur

Folge (vorausgesetzt, daß die Einsparungen überhaupt für eine

meßbare Senkung des Beitragssatzes aus eichen würden).

Die Beitragsseite und damit der Beitragssatz ist hiernach kein

rechtlich zulässiger und geeigneter Ansatz zu einer Überprüfung

des Leistungsrechts. Vielmehr sind die Leistungen grundsätzlich

nur von der Leistungsseite her, an der der Kläger nicht beteiligt

ist, auf ihre Rechtmäßigkeit hin überprüfbar. Erst wenn auf die—

sem Wege eine Leistungsnorm zu Fall gebracht oder in der Recht—

sprechung enger als ursprünglich von der Verwaltung angenommen

ausgelegt wird, darf die Kasse die entsprechenden Ausgaben auch

bei der Festsetzung des Beitragssatzes außer Betracht lassen; bis

dahin sind Beiträge nach dem unter Einschluß der beanstandeten

Leistungen kalkulierten höheren Beitragssatz rechtmäßig und zu

zahlen.

Welche Wege hiernach verbleiben, um die;den Kläger interessie-
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rende Frage der Rechtmäßigkeit von Kassenleistungen nach S 200f

RVO in Fällen medizinisch r

brüche für alle Beteiligte

Senat nicht zu entscheiden

verfassungsgerichtliches V

nach Art 93 Abs 1 Nr 2 Gru

allerdings bestimmten Antr

Betracht käme auch ein Nor

Satz 1 GG, sofern die Klag

Leistungsberechtigten erho

Leistungsantrag die Kranke

Gründen, abgelehnt hat. Sc

Normenkontrollverfahren au

Leistungen von einer Aufsi

Die Entscheidung des Senat

Rechtsprechung der allgeme

ob Mitglieder eines öffent

Unterlassungsanspruch habe

Licht indizierter Schwangerschaftsab-

n verbindlich zu klären, braucht der

Zu denken wäre in erster Linie an ein

erfahren der abstrakten Normenkontrolle

dgesetz (GG), dessen Einleitung

gsberechtigten vorbehalten ist. In

enkontrollverfahren nach Art 100 Abs 1

nicht von einem selbst nicht

ben wird, sondern von jemand, dessen

nkasse, etwa aus verfassungsrechtlichen

hließlich könnte es zu einem solchen

ch dann kommen, wenn die Gewährung der

chtsbehörde beanstandet würde.

5 steht nicht in Widerspruch zur

inen Verwaltungsgerichte zu der Frage,

lich-rechtlichen Zwangsverbandes einen

n, wenn der Verband seinen gesetzlichen

Wirkungskreis überschreite

bei Laubinger, Verwaltungs

263 ff, der ihr aber nur 2

Rechtsprechung dem einzelr

\sungsanspruch im Falle der

zubilligt, verneint sie üt

t (vgl die Darstellung der Judikatur

archiv, 7ü. Band 1983, 175 ff und

um Teil zustimmt). Auch soweit diese

len Verbandsmitglied einen Unterlas-

Wahrnehmung verbandsfremder Aufgaben

erwiegend ein Recht zur Verweigerung

der Beitragszahlung (vgl ?

Redeker, NJW1982, 1266,

Bundesverwaltungsgericht

VerwGE 59, 2ü2 DVBl 1980, 567 mwN;

267 unter IV). Offengelassen hat das

BVerwG) dabei allerdings, ob "eine
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teilweise Beitragsverweigerung ausnahmsweise zulässig sein

könnte, wenn etwa durch Erhebung
einesisonderbeitrags

eine

außerhalb des Aufgabengebiets der Körperschaft liegende Tätigkeit

finanziert werden soll oder ein festst%llbarer Teil des Betrags

als Deckungsmittel für eine der Körperschaft nicht zustehende

Tätigkeit bestimmt wird" (aaO S 2U9; vgl
zu dem Urteil auch die

Anmerkungen von Redeker in DVB1 1980, 569 und Bachof in DÖV 1980,

607).

Ob eine Beitragsverweigerung unter den[vom BVerwG genannten Vor-

aussetzungen möglicherweise zulässig wäre, braucht der Senat

nicht zu entscheiden. Der ihm vorliegende Sachverhalt könnte zwar

jene Voraussetzungen insofern erfüllen, als der Kläger der Be—

klagten nur einen "feststellbaren Teil" ihrer Deckungsmittel

entziehen will, den er allerdings auchfbereits eigenmächtig ein-

behalten hat. Andererseits weist sein Ball jedoch eine Besonder-

heit auf, die ihn wesentlich von den vom BVerwG entschiedenen

Fällen unterscheidet. Der Kläger will nämlich mit der Einbehal-

tung eines Beitragsteils nicht nur eine von ihm für rechtswidrig

gehaltene Betätigung der Beklagten verhindern, sondern ihr damit

zugleich die Möglichkeit nehmen, bestimmte Leistungen an Dritte

zu gewähren, denen der Gesetzgeber einen Anspruch auf diese Lei-

stungen eingeräumt hat. Solange auch
diesen

Dritten gegenüber

nicht verbindlich geklärt ist, daß ihre Ansprüche nicht bestehen,

dürfen aber der Beklagten, wie ausgeführt, die zur Erfüllung der

Ansprüche erforderlichen Deckungsmittel nicht vorenthalten wer-

den, weil andernfalls die "finanzielle Basis" (BVerwG aaO S 2ü7)

der Beklagten gefährdet wäre.
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Der Senat weicht mit der vo

dem Urteil des BSG vom 28.

25, 243) ab. Dort hat der 2

ternehmer - zwecks künftige

beiträge — die Feststellung

8-

rliegenden Entscheidung auch nicht von

Oktober 1966 - 2 RU 129/64 — (BSGE

Senat eine Klage, mit der ein Un-

r Ermäßigung der Unfallversicherungs-

[ begehrt hatte, daß seine Berufsge-

nossenschaft Renten an einen bestimmten Personenkreis wegen

Nichtigkeit der diesen Leistungen zugrunde liegenden Vorschriften

nicht zahlen dürfe, als zul

der beanstandeten Vorschrii

hat sie bejaht. Diese Ents

dem Bereich der Unfallvers

..

ässig angesehen, hat die Vereinbarkeit

ten mit dem GG sachlich geprüft und

:heidung betrifft mithin eine Klage aus

icherung, in der aber mit dem Umlage—

verfahren (55 TMG ff RVG) ein anderes Finanzierungssystem gilt

als in der Krankenversiche

Der Kläger wird schließlic

kürzter Beiträge nicht in

ihn maßgebende Beitragssat

und sein Arbeitgeberanteil

lichen Vorschriften festge

verfassungsrechtlichen Bed

über die Beitragsseite die

seinen Grundrechten verletzt.

Z;

setzt worden,

rung.

h durch die Pflicht zur Zahlung unge—

Der für

damit auch die Höhe des Beitrags

daran sind entsprechend den gesetz-

die ihrerseits keinen

enken begegnen. Ein Grundrecht darauf,

Leistungsseite kontrollieren zu kön-

nen, hat der Kläger als beitragzahlender Arbeitgeber nicht. Da

der von ihm verlangte Beit

ben für bestimmte Leistung

dungsneutral ist, wird der

Gewissensfreiheit (Art 4 A

an der Tötung von Leben mi

rechts vom Leistungsrecht

en zugeordnet,

ragsanteil gesetzlich nicht den Ausga-

sondern für ihn verwen-

Kläger weder in seiner Glaubens- und

bs 1 GG) beeinträchtigt noch gezwungen,

tzuwirken. Die Trennung des Beitrags-

verwehrt es ihm zwar einerseits, über
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den Beitrag die Leistungen überprüfe■ zu lassen, enthebt ihn aber

andererseits auch der rechtlichen Verhntwortung für die Verwen—

dung der Mittel.

Der hilfsweise gestellte Antrag, die ‘eklagte zu verurteilen,

Zahlungen bei nicht medizinischer Ind■kation zu unterlassen, ist

schon deswegen unzulässig, weil er erstmals in der Revisions-

instanz gestellt worden ist und eine lageänderung bedeutet

(vgl 5 168 SGG).

Die Kostenentscheidung beruht auf S 193 SGG.
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